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Stadtentwicklung
Wie inklusive Kommunikation die Resilienz von Kommunen stärkt

Warum fördert inklusive Kommunikation die 
kommunale Resilienz?
Städte und Gemeinden sind in den letzten Jahren mit vielen, 
anspruchsvollen Herausforderungen konfrontiert. Diese 
betreffen den Umgang mit akuten Krisenereignissen, aber 
auch die Gestaltung von Transformationsprozessen (z. B. 
Energie- und Mobilitätswende), die Bewältigung der Folgen 
des sozialen (Individualisierung, Demografie, Migration) so-
wie des technischen Wandels (Digitalisierung). Diese Ver-
dichtung an Herausforderungen führt zu neuen Komplexi-
täten, auch bei deren Bewältigung auf kommunaler Ebene. 
Hinzu kommt, dass Krisenereignisse nicht immer die ge-
samte Bevölkerung betreffen, fallweise nur bestimmte 
Gruppen oder spezifische örtliche Gemeinschaften. Deren 
Bewältigung ist vielfach wissensabhängig, bedarf der be-
ständigen Information, wie der Bereitstellung von Wissen. 
Zudem sind unterschiedliche Formen der Partizipation 
(Teilhabe, Teilnahme) zur Realisierung von Vorhaben not-
wendig. Nicht zuletzt sind längerfristige Herausforderun-
gen, wie der Klimawandel und seine Folgen, nur über meh-
rere Generationen und damit über lange Phasen hinweg zu 
gestalten, was zu unterschiedlichen Betroffenheiten und 
Vetogruppen führt, die diesen Veränderungen ablehnend 
oder widersprechend gegenüberstehen. Somit ist nicht nur 
die Notwendigkeit von Information und Wissensvermittlung 
angesprochen, sondern auch die einer langfristigen Kom-
munikation und dialogischen Vermittlung, der Moderation 
und Mediation von Konflikten in einer zunehmend diversen 
Stadtgesellschaft, um die anstehenden Transformations-
aufgaben in Zeiten multipler Krisen besser bewältigen zu 
können.

Der öffentliche Austausch zwischen Lokalpolitik und Stadt-
gesellschaft ist eine zentrale Voraussetzung für Meinungs- 
und Willensbildung, politische Entscheidungsprozesse und 
eine funktionierende lokale Demokratie. Dieser bildet die 

Grundlage für ein Vertrauen in demokratische Institutionen, 
die Legitimität der handelnden Akteure und die Entwicklung 
konsensualer Strategien, die es ermöglichen, längerfristi-
gen Herausforderungen und potenziellen Bedrohungen 
auf kommunaler Ebene zu begegnen. Für eine resiliente 
Stadtgesellschaft ist demnach Kommunikation in und mit 
der lokalen Öffentlichkeit ein wichtiger Baustein. Sie ist es-
senziell in Hinblick auf die „Vorsorge” (z. B. Vermittlung von 
Risikobewusstsein und -kompetenzen, Berücksichtigung 
subjektiver Risiken- und Gefahrenwahrnehmungen in der 
Bevölkerung) gegenüber krisenhaften Entwicklungen. Zu-
gleich bildet eine inklusive, integrative Kommunikation – 
über die Risiko- und Krisenkommunikation im Bevölkerungs-
schutz hinaus – eine weitere Grundlage für das „Reagieren” 
auf akute krisenhafte Ereignisse und kann in der Folge die 
„Regeneration” und Neuorganisation unterstützen und im 
besten Fall positiv moderieren (vgl. Seidelsohn et al. 2018).

Urbane Resilienz braucht also öffentliche Kommunikation, 
diese ist jedoch auf der lokalen Ebene anspruchsvoller ge-
worden: Kommunikationskanäle und Nutzungsformen dif-
ferenzieren sich aus (vgl. Hasebrink 2019). Dies erschwert 
es politischen Akteuren, die diverse lokale Gesellschaft zu 
erreichen. Eine bedeutende Rolle spielt hierbei die Digi-
talisierung aller Medien, die veränderte und dynamische 
Rezeptionsbedingungen zur Folge hat. Komplexe, langan-
haltende Prozesse werden von den journalistischen Medien 
nicht kontinuierlich begleitet, gleichzeitig verstärken die 
sozialen Medien die Verbreitung von legitimen Einzel- und 
Spezialinteressen. Die lokale Öffentlichkeit in Stadtgesell-
schaften wandelt sich: Abnahme der „Deutungshoheit” 
etablierter Medien und Zunahme von Artikulationsmöglich-
keiten bei gleichzeitiger Ausdifferenzierung und Fragmen-
tierung der lokalen Diskurse (Einsatz einzelner Akteure für 
ihre jeweiligen Interessen, Abnahme von Gemeinwohlorien-
tierung) (vgl. Mahrt 2024). 

Mit Blick auf akute Krisen und langfristige Herausforderungen, wie den Klimawandel und das Ziel der Nachhaltigkeit 
von Kommunen, muss Kommunikation und Stadtentwicklung stärker als bisher zusammengedacht werden. Öffentliche 
Kommunikation auf lokaler Ebene ist jedoch komplexer und anspruchsvoller geworden, die Kommunikationskanäle 
differenzieren sich aus. Deshalb sollten Politik und Verwaltung der Frage nachgehen, wie die lokale Öffentlichkeit in 
ihrer Kommune funktioniert. Diese Bestandsaufnahme bildet die Grundlage für die Entwicklung geeigneter Kommu-
nikationsstrukturen und -politiken, die die Resilienz von Stadtgesellschaften steigern können.  Der „Digitale Monitor 
lokale Öffentlichkeit“ des vhw kann Städte und Gemeinden hierbei unterstützen.
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So entsteht für die Lokalpolitik mit allen ihren Akteuren 
aufgrund der differenzierten Vermittlungsbedingungen ein 
Erreichbarkeits-, Ansprache- und Bindungsproblem. Bür-
gerinnen und Bürger wissen mitunter nicht, von wem sie 
zuverlässige und glaubwürdige Informationen erhalten kön-
nen. Die Schere zwischen gut und weniger gut informierten, 
zwischen den gut und nicht gut repräsentierten Bürgerinnen 
und Bürgern nimmt zu. Die Chancen, Einfluss zu nehmen, 
erhöhen sich für jene sozialen Gruppen und Interessen, die 
sich organisieren können und über die Qualifikation ver-
fügen, in digitalen Medien strategisch zu kommunizieren. 
Wer vertritt jedoch die Interessen jener, die dies – z. B. aus 
sprachlichen Gründen oder aufgrund ökonomischer Benach-
teiligungen – nicht oder weniger können? Dies ist auch bei 
stadtgesellschaftlichen Aushandlungen rund um das Thema 
urbane Resilienz zu berücksichtigen. Wenn es beispielsweise 
darum geht zu entscheiden, welche Risiken, Vulnerabilitäten 
und Resilienzmaßnahmen für das lokale Gemeinwesen als 
relevant anzusehen sind (vgl. Schnur/Wiesemann 2024). Es 
stellt sich die grundlegende Frage, wie Kommunen ihre Bür-
gerschaft erreichen und möglichst alle sozialen Gruppen in-
kludiert und repräsentiert werden können. Gleichzeitig stellt 
sich die Frage, wie die Anbindung an die lokale Öffentlichkeit 
erfolgen kann, zumal diese zunehmend fragmentiert ist. Vor 
diesem Hintergrund ist es notwendig, die informationelle Er-
reichbarkeit der Bürgerinnen und Bürger als Prozess immer 
wieder (neu) herzustellen. 

Was vermag der „Digitale Monitor lokale 
Öffentlichkeit“ für eine inklusive Kommuni-
kation zu leisten? 
Vor dem Hintergrund der genannten Herausforderungen ist 
es für die lokalen Akteure wichtig, das Informations- und 
Kommunikationsverhalten der Bevölkerung zu kennen, 
um adäquate Angebote – speziell auch für schwerer zu er-
reichende soziale Gruppen – machen zu können. Ein Aus-
gangspunkt hierfür kann eine kommunikative Bestandsauf-
nahme von Kommunen bilden, wie die lokale Öffentlichkeit 
vor Ort funktioniert und aufgebaut ist. Informationen hierzu 
finden sich an unterschiedlichen Stellen: Welche Medien be-
richten über die Stadt, wie war die Beteiligung an Wahlen, 
welche Bürgerinitiativen engagieren sich vor Ort, wer nutzt 
die städtische Website u. v. m. Doch eine Antwort, wie es um 
den öffentlichen Austausch zwischen Politik, Verwaltung und 
Bewohnerschaft insgesamt bestellt ist, liefern die einzelnen 
Daten nicht. Dafür ist eine Zusammenschau aller Informa-
tionen unter verschiedenen Aspekten notwendig. Doch das 
kann eine Stadt oder Gemeinde häufig allein nicht leisten. 

Funktionsweisen des „Digitalen Monitors lokale Öffent-
lichkeit“

Wie kann also die Selbstbeobachtung von Kommunen in 
Hinblick auf ihre lokale Öffentlichkeit durch ein Instrument 

sinnvoll unterstützt werden? Die vhw-Forschung hat einen 
„Digitalen Monitor zur Selbstbeobachtung lokaler Öffent-
lichkeit“ auf Grundlage einer Studie entwickelt (in Koope-
ration mit der Freien Universität Berlin und der Universität 
Zürich, vgl. Kleinert et al. 2021). In vier zentralen Dimensio-
nen wird hier die Öffentlichkeit analysiert: Vielfalt, Informa-
tion, Beteiligung und Inklusion. Der „Digitale Monitor lokale 
Öffentlichkeit“ bringt auf einfache Weise alle öffentlich zu-
gänglichen Daten zusammen und wertet diese aus. Mit we-
nigen Klicks werden anschauliche Darstellungen über die 
Stärken und Herausforderungen von Kommunikation sowie 
des öffentlichen Austauschs in Städten und Gemeinden be-
reitgestellt und Einblicke darüber ermöglicht, wie sich die-
se über die Jahre entwickeln. 

Der digitale Monitor richtet sich an verantwortliche Mit-
arbeitende der Stadtverwaltung und der lokalen Politik. Er 
soll die Datengrundlage und Steuerungsfähigkeit innerhalb 
der Verwaltung verbessern. Das digitale Tool eignet sich 
für den Austausch zwischen Stadtverwaltungen und lokaler 
Politik über den Einsatz bestimmter Maßnahmen und lokale 
Handlungsspielräume in Hinblick auf eine mögliche Verbes-
serung der lokalen Informationsarbeit. Es kann jedoch auch 
eine strukturierte Grundlage für die Kommunikation mit Zi-
vilgesellschaft sowie Bürgerinnen und Bürgern bilden. Der 
digitale Monitor ermöglicht zudem Transparenz für Stadtrat 
und Stadtgesellschaft über Verwaltungshandeln, er schafft 
eine Grundlage für die Bewertung bestimmter Herausfor-
derungen und Erfolge in Städten. Hiermit soll es Städten 
und Gemeinden ermöglicht werden, selbstständig und an-
hand frei zugänglicher Daten der Frage nachzugehen, wie 
die lokale Öffentlichkeit in ihrer Kommune beschaffen ist 
und wie sie sich über die Zeit entwickelt.

Abb. 1: Monitor im Einsatz (Foto: vhw)



329vhw FWS 6 / November–Dezember 2024

zustimmungsabhängig und deshalb auf Kommunikation 
angewiesen (vgl. Sarcinelli 1998). Dies umso mehr, wenn 
unter digitalen Vermittlungsbedingungen kommuniziert 
wird. „Wenn Kommunen aufgrund von Selbstverwaltungs-
garantie und Demokratieprinzip in der Pflicht stehen, mit 
ihren Bürgern zu kommunizieren [...], so reicht dafür ein 
digitales Amtsblatt nicht. Wessen es bedarf, ist eine kom-
munale Kommunikationspolitik […]. Sich in dieser Kom-
munikationslandschaft zu positionieren, wird eine wichti-
ge kommunale Zukunftsaufgabe sein“ (Schuppert 2019, S. 
9). Urban Governance ist auf eine kommunale kommuni-
kative Grundinfrastruktur angewiesen, über die Informa-
tionen verbreitet, Wissen angeboten sowie verhandelt wird 
und Diskussionen stattfinden können (vgl. für die USA Nah 
et al. 2021). Denn diese bildet eine wesentliche Voraus-
setzung für die Herstellung von Vertrauen und Legitimität 
der politisch Handelnden sowie die Entwicklung von sozia-
lem Kapital und gesellschaftlichem Zusammenhalt. Eine 
inklusive kommunale Kommunikation legt damit auch den 
Grundstein für eine resiliente Stadtgesellschaft gegen-
über sowohl langfristigen Herausforderungen als auch 
akuten Krisensituationen. 

Fazit
Festzuhalten ist, dass die Resilienz von Stadtgesellschaf-
ten und damit die Bewältigungsfähigkeit von Krisen ge-
steigert werden kann, wenn Kommunen inklusive Kom-
munikationsstrukturen und ein eigenständiges Leitbild 
„Kommunale Kommunikation“ entwickeln. Die Kommunen 
müssen als vertrauenswürdige Institutionen wirken, um 
dauerhaft sowie situativ alle gesellschaftlichen Gruppen 
erreichen und einbeziehen zu können. Eine Voraussetzung 
hierfür bildet eine Bestandsaufnahme und langfristige 
Selbstbeobachtung der Kommunen über ihre Informati-
ons- und Kommunikationskanäle entlang zentraler Di-
mensionen lokaler Öffentlichkeit: Neben der Information 
sind dies auch Vielfalt, Inklusion und Partizipation in einer 
zunehmend diversen Stadtgesellschaft. Der „Digitale Mo-
nitor lokale Öffentlichkeit“ des vhw kann die Kommunen 
hierbei mit einem einfach handhabbaren Tool unterstüt-
zen. Darüber hinaus sollten sich Kommunen jedoch auch 
normativ mit der Frage beschäftigen, welche Leitbilder 
ihrer kommunalen Informations- und Kommunikations-
politik zugrunde liegen. Es geht um Legitimität und Ver-
trauen – sowohl im kommunikativen Alltag als auch in he-
rausfordernden Krisensituationen. Es gilt, soziales Kapital 
aufzubauen, um es in Krisenphasen nutzbar machen zu 
können. Kommunikation und Resilienz müssen zusammen 
gedacht und Kernlemente einer integrierten und nach-
haltigen Stadtentwicklungspolitik werden. Der „Digitale 
Monitor lokale Öffentlichkeit“ kann als Instrument dienen 
und auch die verwaltungsinterne Kommunikation immer 
wieder anregen. 

Diese Bestandsaufnahme stellt die Grundlage für eine 
Analyse der lokalen politischen Kultur anhand von aus-
gewählten Bereichen dar. Das digitale Tool „Monitor loka-
le Öffentlichkeit“ ist nicht allein medienzentriert, sondern 
richtet die Aufmerksamkeit auf lokale Informations-, Wis-
sens- und Kommunikationsinfrastrukturen (vgl. Voss et al. 
2021). Deshalb werden auch die für politische Kultur re-
levanten Formen der unmittelbaren Kommunikation, wie 
Veranstaltungen und Kultureinrichtungen und damit Be-
gegnungs- bzw. Gesprächsorte, erfasst, ebenso wie digitale 
Vergemeinschaftungen (z. B. Nachbarschaftsplattformen). 
Für die Kommunalverwaltung kann Monitoring als Ansatz 
zum organisationalen Lernen dienen, indem es Wissen über 
lokale Informations- und Kommunikationsstrukturen sowie 
Akteure und Orte systematisch zusammenstellt. Erkennt-
nisgewinne ergeben sich dann durch diachrone und syn-
chrone Analysen, den Einbezug unterschiedlicher Abteilun-
gen, den Austausch mit anderen Kommunen oder Akteuren 
und Organisationen sowie Anspruchsgruppen aus der loka-
len Gesellschaft.

Von der Bestandsaufnahme zum Leitbild einer inklusi-
ven „Kommunalen Öffentlichkeit”

Die Kommune und die lokalen Akteure müssen in die Lage 
versetzt werden, durch eigene Informations- und Kom-
munikationsleistungen – digitale wie unmittelbare – den 
Einbezug der Bevölkerung sicherzustellen. Dies gilt umso 
mehr angesichts multipler Krisen und der komplexen län-
gerfristigen Transformationsherausforderungen, mit denen 
sich Kommunen konfrontiert sehen. Sie müssen sich zu-
dem in die Lage versetzen, ihre jeweilige Situation zu ana-
lysieren und daraus Schlussfolgerungen zu ziehen. Über die 
Grundlage einer Bestandsaufnahme, wie die kommunalen 
Kommunikations- und Öffentlichkeitsstrukturen beschaf-
fen sind, hinaus macht dies normativ die Entwicklung eines 
Leitbilds „Kommunale Öffentlichkeit” nötig. Die Kommu-
nen müssen dabei die Erreichbarkeit der Bevölkerung als 
kommunikatives Ziel verfolgen. Denn eine wesentliche Auf-
gabe besteht darin, unter den Bedingungen der digitalen 
Vermittlung und Formen von Netzwerkgesellschaft selbst 
für Connectivity zu sorgen, d. h., Formen der Folge- und 
Anschlusskommunikation auslösen zu können (so für Be-
teiligungsvorhaben). Sie müssen sowohl für den dauerhaf-
ten wie den fallweisen Einbezug der Bevölkerung bzw. von 
Gruppen der Bevölkerung befähigt sein und damit Respon-
sivität ermöglichen. 

Um diese Aufgaben im Sinne einer „Kommunalen Kom-
munikationspolitik“ entwickeln zu können, ist die Insti-
tutionalisierung von „Urban Governance“ (vgl. Schuppert 
2017, S. 21) nötig, denn Legitimität ist diskursiv gewor-
den, zumal unter digitalen Bedingungen. Digitalität be-
deutet, dass immer mehr (Einzel-)Prozesse geführt oder 
so wahrgenommen werden. Politik ist begründungs- und 
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